
 

Dringlicher Antrag  

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

betreffend Errichtung und Betrieb von Windenergieanlagen in Hessen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :  
 
1. Der Landtag betont, dass die Energiewende und der Klimaschutz zentrale Vorhaben der 

Legislaturperiode sind. In Ausbau und Nutzung der Windenergie liegt das größte Poten-
zial für eine erfolgreiche Energiewende in Hessen. Während des Hessischen Energiegip-
fels haben sich die Mehrheit der im Landtag vertretenen Parteien, die Arbeitgeberver-
bände, Gewerkschaften und die Kommunalen Spitzverbände auf das Ziel geeinigt, 2 % 
der Landesfläche für den Ausbau der Windenergie zu Verfügung zu stellen. 98 % der 
hessischen Landesfläche bleiben damit frei. Dies ist ein Fortschritt im Vergleich zum 
bisherigen Rechtszustand, nach welchem es sich bei Windenergieanlagen um privilegierte 
Anlagen handelt, deren Errichtung im Außenbereich ohne größere Restriktionen möglich 
ist (§ 35 Baugesetzbuch). An diesem gesellschaftlichen Konsens orientiert sich die aktuel-
le Energiepolitik. 

 
2. Der Landtag betont, dass der Ausbau der Windkraft an hierfür geeigneten Standorten mit 

möglichst geringen Auswirkungen auf die natürliche Umgebung und nach den Vorgaben 
der Landesplanung erfolgt. Interessen von Bürgerinnen und Bürgern sowie Aspekte des 
Kultur-, Natur- und Landschaftsschutzes werden bei der Errichtung von Windkraftanla-
gen berücksichtigt. Dies erfolgt im Rahmen der Aufstellung der Regionalpläne und der 
gesetzlich vorgegebenen Anhörungsverfahren. 

 
3. Der Landtag nimmt zu Kenntnis, dass die Energiewende in Hessen stattfindet. So schrei-

tet auch der Ausbau der Windenergie voran. Zur Mitte des Jahres 2014 befanden sich in 
Hessen etwa 785 Windenergieanlagen mit einer installierten Leistung von 1.061 MW in 
Betrieb. Genehmigt, aber noch nicht gebaut sind 113 Anlagen mit einer Leistung von 287 
MW. Im Genehmigungsverfahren befinden sich weitere 408 Anlagen mit einer Leistung 
von 1.060 MW.  

 
4. Der Landtag stellt fest, dass der Ausbau der Windenergienutzung auf große Akzeptanz 

stößt. Laut einer Umfrage vom TNS Emnid aus dem Jahr 2013 halten 93 % der Bevölke-
rung den Ausbau der erneuerbaren Energien für wichtig. 59 % sind mit dem Bau von 
Windenergieanlagen in ihrer direkten Nachbarschaft einverstanden. Wenn vor Ort schon 
Anlagen vorhanden sind, steigt der Anteil auf 70 %. Auch örtliche Studien in Hessen 
untermauern die gesellschaftliche Akzeptanz der Windenergie. 

 
5. Der Landtag nimmt aber auch zur Kenntnis, dass in Hessen jetzt erstmals eine örtliche 

Initiative gegen die Verpachtung städtischer Flächen für Windenergieanlagen erfolgreich 
gewesen ist. Eine Mehrheit der teilnehmenden, stimmberechtigten Bevölkerung der Stadt 
Oestrich-Winkel hat sich im Rahmen eines Bürgerentscheides dagegen ausgesprochen, 
städtische Flächen für die Errichtung oder den Betrieb von Windenergieanlagen zur Ver-
fügung zu stellen. Dieses Votum ist Ausdruck des Willens der Bürgerinnen und Bürger 
vor Ort und als solcher zu respektieren. Dem Bürgerentscheid in Oestrich-Winkel stehen 
vier Bürgerentscheide gegen den Bau von Windenergieanlagen gegenüber, die nicht er-
folgreich waren. Auch diese Bürgerentscheide gilt es von allen Beteiligten als Bürgerwil-
le zu respektieren.  

 
6. Der Landtag teilt ausdrücklich nicht die Auffassung der Fraktion der FDP, nach welcher 

sich die Haltung der Landesregierung zur Frage der Errichtung und des Betriebes von 
Windenergieanlagen auf Flächen von Hessen-Forst nach der Landtagswahl am 22. Sep-
tember 2013 grundsätzlich geändert habe. Bereits mit der Änderung des Landesentwick-
lungsplans Hessen 2000 und weiteren Vorgaben, wie dem "Leitfaden zur Berücksichti-
gung der Naturschutzbelange bei der Planung und Genehmigung von Windenergie-
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anlagen in Hessen" vom 29. November 2012, hat das damals von der FDP-geführte 
Wirtschaftsministerium gemeinsam mit dem damaligen Umweltministerium den Rahmen 
gesetzt, nach welchem nach wie vor Waldflächen unabhängig von der Besitzart für die 
Windkraftnutzung erschlossen werden sollen. 

 
7. Der Landtag bittet die Landesregierung, das Angebot "Bürgerform Energieland Hessen 

als zentrale Kommunikations- und Dialogplattform fortzuführen und auszubauen. Auf-
grund seiner flexiblen Konzeption und des modularen Ausbaus ist es in besonderer Weise 
geeignet, die jeweiligen Gegebenheiten und Problemlagen vor Ort zu berücksichtigen. 
Nur mit klaren Kriterien und durch ein transparentes Verfahren kann sichergestellt wer-
den, dass bei der Errichtung von Windenergieanlagen die unterschiedlichen Interessen in 
einem sachlich fundierten Entscheidungsprozess gegeneinander abgewogen werden kön-
nen. 

 
 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 18. Dezember 2014 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende: 
Boddenberg 

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Parlamentarische Geschäftsführerin: 
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